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Richtlinie uber die Erstattung von Kosten fur die
Modernisierung und Instandsetzung von Gebauden im
Sanierungsgebiet Untere Nadorster StraRe vom

18. Dezember 2023

Praambel

Seit Uber 50 Jahren unterstitzt der Bund die Herstellung nachhaltiger stadtebaulicher
Strukturen mit Programmen zur Stadtebauforderung, damit die Stadte stets den
neuen Aufgaben und Herausforderungen gewachsen sind. Der Bund gewahrt den
Landern Finanzhilfen gemal Artikel 104 b Grundgesetz, die durch Mittel der Lander
sowie Kommunen erganzt werden.

Das Gebiet ,Untere Nadorster Stral3e” ist ein innenstadtnaher zentraler Versorgungs-
bereich. Die Nadorster Stral3e ist eine verkehrlich hochfrequentierte Strale, die beid-
seitig von Einzelhandel und Gastronomie, privaten und sozialen Dienstleistungen so-
wie von unterschiedlichen Wohnformen gekennzeichnet ist. Die Stral3e als eine der
nordlichen Haupt- und Ausfallstra3en verliert zunehmend durch Leerstande und zahl-
reiche Modernisierungsrickstande an funktionaler Bedeutung und stadtebaulicher
Qualitat. Durch verkehrliche Optimierungen, gestalterische und funktionale Aufwer-
tungen im o6ffentlichen Raum und baulichen MaRnahmen an Gebauden sollen die
Attraktivitat von Einzelhandel und Dienstleistungen sowie die Kundenfreundlichkeit
im Gebiet verbessert werden.

An das Sanierungsgebiet ,Untere Nadorster Stral3e” schliel3t sudlich das Sanierungs-
gebiet ,Nordliche Innenstadt” an. Dies wurde 2021 in das Stadtebauférderprogramm
,Lebendige Zentren“ aufgenommen.

Das Sanierungsgebiet ,Untere Nadorster Stra3e“ wurde 2016 in das Stadtebauforde-
rungsprogramm ,Aktive Stadt- und Ortsteilzentren® (seit 2020: Lebendige Zentren -
Erhalt und Entwicklung der Stadt- und Ortsteilkerne) aufgenommen. Damit stehen in
den kommenden Jahren Fordermittel fir Modernisierungs- und Instandsetzungsmal-
nahmen an privaten Wohn- und Geschaftsgebauden im Sanierungsgebiet ,Untere
Nadorster Stral3e” zur Verfugung.

Gemal Stadtebaufdérderungsrichtlinie des Landes Niedersachsen (R-StBauF) kann
die Stadt Oldenburg Zuwendungen fur private Modernisierungs- und Instandset-
zungsmaflnahmen als Forderpauschale gewahren. Die Pauschalierung soll auf
Grundlage einer stadtischen Modernisierungsrichtlinie (Forderrichtlinie) erfolgen.

Die Stadt Oldenburg fordert im Rahmen ihres MaRnahmenprogramms im Sanie-
rungsgebiet ,Untere Nadorster Stral3e” auf schriftlichen Antrag der Eigentumerinnen
und Eigentimer oder Erbbauberechtigten Modernisierungs- und Instandsetzungs-
mafRlnahmen an Gebauden im Fordergebiet im Sinne von Ziffer 5.3.3.1 Absatz 5
Buchstabe c) der R-StBauF in der jeweils gulltigen Fassung (Neufassung 2022) unter
Berucksichtigung der Belange von Erhalt und Weiterentwicklung von Einzelhandel
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und Dienstleistungen. Die Férderung dient der Erreichung der Ziele und Zwecke der
stadtebaulichen Gesamtmalinahme ,Untere Nadorster Strae“ und soll zu einer ge-
stalterischen und funktionalen Aufwertung im Gebiet und starkeren sozialen Durch-
mischung beitragen. Des Weiteren schafft sie Anreize fur Folgeinvestitionen im
Sanierungsgebiet.

Der Geltungsbereich dieser Richtlinie ist auf das formlich festgelegte Sanierungsge-
biet ,Untere Nadorster Strale” - im Weiteren ,Fordergebiet” genannt - raumlich be-
schrankt (Anlage 1).

§ 1 Gegenstand und Zweck der Forderung

(1) Gegenstand der Forderung ist die Modernisierung der Gebaude im Sanierungs-
gebiet ,Untere Nadorster StraRe” mit dem Ziel, den Wohnungs- und Gebaude-
bestand zeitgemal zu modernisieren und somit sowohl gesunde Wohnbedin-
gungen als auch energetische und stadtebauliche Verbesserungen zu schaffen.

(2) Férderfahig sind nur solche MalRnahmen, die in Ubereinstimmung mit den Zie-
len der Sanierung sowie ubergeordneten gesetzlichen Regelungen stehen. Ge-
fordert werden kdnnen:

» Malinahmen zur Modernisierung und Instandsetzung im Sinne von § 177
Baugesetzbuch (BauGB) des privaten Gebaudebestandes,

* im Zusammenhang mit Malinahmen am Gebaude vorgesehene Malinahmen
an den Aulienanlagen,

= Malnahmen zur Beseitigung/Vorbeugung eines Leerstandes,

» Planungsleistungen zur Vorbereitung von Modernisierungs- und Instandset-
zungsmaflnahmen (Modernisierungsgutachten, sonstige Gutachten, Pla-
nungsleistungen), die von nach der Niedersachsischen Bauordnung (NBauO)
vorlageberechtigten Architektur- und Ingenieurburos erbracht werden.

Notwendige Architekten- oder Ingenieurleistungen und Kosten fir Sachverstan-
dige (einschlieRlich Leistungen von Energieberatern und Ahnliches) werden auf
der Grundlage der Vergutungsregelungen der Honorarordnung fur Architekten
und Ingenieure (HOAI) in der jeweils gultigen Fassung beziehungsweise der
Vergutungsvorschlage des Ausschusses der Verbande und Kammern der Inge-
nieure und Architekten fur die Honorarordnung e. V. (AHO) gefordert.



Die Forderung verfolgt den Zweck der Mangel- und Missstandsbeseitigung so-
wie der Ortsbildpflege im Sanierungsgebiet. Die Malihahmen missen im Ein-
klang mit den stadtebaulichen und nachhaltigen Zielvorstellungen der Stadt
Oldenburg gemal den Vorbereitenden Untersuchungen einschlieRlich der aktu-
ellen Rahmenplanung stehen.

Nicht férderfahig sind:
* Reine Instandhaltungs- und Reparaturarbeiten,

» Malnahmen, die den im Fdrdergebiet Ublichen durchschnittlichen baulichen
Standard wesentlich Uberschreiten (Luxusmodernisierungen),

= Malnahmen, die die Ortstypik des Gebaudes erheblich verandern,

= Wohnflachenerweiterungen.

§ 2 Antragsberechtigte und Zuschussempfanger

(1)

(2)

(3)

Antragsberechtigt sind Privatpersonen, Eigentimergemeinschaften, kleine und
mittlere Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft, Unternehmen der Woh-
nungswirtschaft sowie Vereine, Verbande und gemeinnutzige Stiftungen, wenn
es sich dabei jeweils um die Eigentimerinnen und Eigentimer oder Erbbaube-
rechtigte handelt.

Die Antragsberechtigung von Gemeindeverbanden und sonstige Koérperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des offentlichen Rechts ist im Einzelfall zu prufen.

Der Bund und die Lander sind nicht antragsberechtigt.

§ 3 Zuwendungsvoraussetzungen

(1)
(2)

Das zu fordernde Gebaude muss mindestens 30 Jahre alt sein.

Bis zum Abschluss einer Modernisierungsvereinbarung gemafl} § 6 Absatz 3
darf mit dem Vorhaben nicht begonnen werden; es dirfen keine Auftrage erteilt
werden, es sei denn, der Vertrag enthalt ein eindeutiges und fur den Antragstel-
ler ohne finanzielle Nachteile ausibbares Rucktrittsrecht fur den Fall, dass die
Forderung in der beantragten Hohe nicht gewahrt wird, oder der Vertrag wurde
unter die Bedingung gestellt, dass die beantragte Férderung bewilligt wird.

Grundlage fur die Modernisierungsvereinbarung und die Ermittlung des Forder-
beziehungsweise Kostenerstattungsbetrages stellt ein Modernisierungsgutach-
ten dar. Dieses ist durch eine Bauvorlageberechtigte/einen Bauvorlagerberech-
tigten zu erstellen. Bestandteil des Gutachtens ist unter anderem eine Kosten-
ermittlung nach DIN 276. Die Mindestanforderungen fur den Inhalt des Moderni-
sierungsgutachtens gemal} Anlage 2 sind einzuhalten. Grundlage der Erstat-
tung der Kosten fur das Modernisierungsgutachten ist eine vor Beauftragung zu
schlielfende Vereinbarung zwischen der/dem Antragstellenden und der Stadt



(11)

Oldenburg Uber die Forderung des Modernisierungsgutachtens (vergleiche § 6
Absatz 3).

Anderungen im Umfang und Inhalt der MaRnahmen sind der Stadt Oldenburg
unverzuglich anzuzeigen und von der Stadt Oldenburg zu genehmigen; eine
Anpassung der Modernisierungsvereinbarung ist gegebenenfalls erforderlich.
Vorher nicht vereinbarte beziehungsweise angezeigte Mallnahmen werden
nicht gefordert. Abweichungen von den Antrags- und Vertragsgrundlagen kon-
nen zum Verlust der Forderung in Teilen oder insgesamt fuhren.

Die Begleitung der Umsetzung einer umfassenden Malinahme mit Herstel-
lungskosten von tber 100.000,00 Euro brutto durch eine/einen Bauvorlagebe-
rechtigte/Bauvorlageberechtigten ist zwingend erforderlich.

Kleinteilige MaRnahmen (Herstellungskosten unter 100.000,00 Euro brutto) be-
durfen nicht zwingend einer Begleitung durch eine/einen Bauvorlageberech-
tigte/Bauvorlageberechtigten.

Die MalRnahmen mussen nachhaltig bauliche, stadtebauliche und gestalterische
Missstande sowie Mangel beseitigen. Die Restnutzungsdauer nach Abschluss
der Modernisierungs- und InstandsetzungsmalRnahmen muss mindestens 30
Jahre betragen. Das Gebaude ist laufend instand zu halten.

Den Grundsatzen des fachgerechten Bauens und den Regeln der Bautechnik
ist Rechnung zu tragen. Die bauordnungsrechtliche Zulassigkeit der Mal3nah-
men muss gegeben sein. Die geforderten Mallnahmen missen grundsatzlich
wirtschaftlich und technisch sinnvoll umsetzbar sein. Die Kosten der Moderni-
sierung und Instandsetzung dirfen die Kosten eines vergleichbaren Neubaus
nicht Uberschreiten.

Die technischen Standards des Programms ,Bundesforderung fur effiziente Ge-
baude” sind auch fur den Einsatz der Stadtebaufordermittel mafigeblich (techni-
sche Mindestanforderungen).

Der Einsatz der Stadtebaufordermittel erfolgt nachrangig. Es ist zu prufen, wel-
che anderen Fordermittel eingesetzt werden kdnnen (zum Beispiel Férdermittel
des Programms ,Bundesforderung fur effiziente Gebaude® (BEG), Mittel des
stadtischen Programms zur energetischen Altbausanierung und/oder der Woh-
nungsbauférderung des Landes Niedersachsen). Die Prufung ist nachzuweisen
durch Negativbescheid beziehungsweise Begrindung, warum eine Antragstel-
lung nicht moglich ist.

MafRnahmen kénnen in mehreren Abschnitten und Uber einen Zeitraum von ma-
ximal drei Jahren durchgefuhrt werden, wenn es aus technischen, wirtschaftli-
chen oder sozialen Grinden zweckmafig ist. Diese TeilmalRnahmen mussen
Bestandteil eines Gesamtmodernisierungskonzeptes sein. Es muss sich weiter-
hin um in sich abgeschlossene bauliche Leistungen handeln. Die jeweilige Re-
gelung wird in die Modernisierungsvereinbarung aufgenommen.



(12) Mehrere Vereinbarungen fiir eine Liegenschaft kdnnen nicht abgeschlossen
werden.

(13) Mit der Durchfuhrung der Sanierungsmaf3nahmen durfen nur Fachhandwerks-
betriebe beauftragt werden.

(14) Eigenleistungen werden gefordert, wenn die fachgerechte Durchfiinrung der
Malinahme durch die/den Bauvorlageberechtigte/Bauvorlageberechtigten be-
statigt wird. Berechtigt zur Erbringung von Eigenleistungen sind die/der Antrag-
stellende sowie vertraglich festgelegte benannte Personen, bei juristischen Per-
sonen die Organmitglieder beziehungsweise Gesellschafter. Der Kostenanteil
der Eigenleistungen darf 30 Prozent der Kosten der gesamten Baumalnahme
nicht Gberschreiten. Der Aufwand darf mit héchstens 12 Euro pro Stunde be-
wertet werden. Es ist ein Bautagebuch zu fuhren und durch die/den begleiten-
de/begleitenden Bauvorlageberechtigte/Bauvorlageberechtigten zu bestatigen.
Bei Eigenleistungen werden weiterhin die Materialkosten berucksichtigt, welche
detailliert nachgewiesen werden mussen. Im Vorfeld ist ein Leistungsverzeich-
nis mit dem notwendigen Stundenaufwand zu erstellen und einzureichen und ist
Bestandteil des abgeschlossenen Vertrages.

(15) Die Forderung setzt voraus, dass sich die/der Antragstellende mit der Verarbei-
tung der im Rahmen des Férderprogramms erhobenen Daten einverstanden er-
klart. Die Daten kdnnen zu statistischen Zwecken anonymisiert genutzt werden.

(16) Die Stadt Oldenburg behalt sich vor, jederzeit eine Besichtigung der Ausfihrung
der geforderten Mallnahmen durchzufihren.

(17) Far die Vergabe von Auftragen im Zuge der Umsetzung gilt, dass grundsatzlich
mindestens drei Unternehmen zur Angebotsabgabe aufzufordern sind. Die An-
gebote mussen vergleichbar sein. Bei umfassenden Mallinahmen kann es zu
einer europaweiten Ausschreibung kommen. Das wirtschaftlichste Angebot ist
anzunehmen. Im Zuge der Schlussabrechnung ist dies entsprechend zu doku-
mentieren.

(18) Die Regelungen der Allgemeinen Nebenbestimmungen zur Projektférderung
(Anlage 4) werden Bestandteil der Modernisierungsvereinbarung und sind
durch die Forderempfanger zu bericksichtigen.

(19) Ein Rechtsanspruch auf Forderung besteht nicht.

(20) Die Antragstellenden verpflichten sich, bauliche Malinahmen und Veranderun-
gen hinsichtlich der Nutzung wahrend des Sanierungszeitraums der Gesamt-
malfinahme im Einvernehmen mit der Stadt Oldenburg durchzufihren (nach Ab-
schluss der Mallnahme); die Regelung wird in der Modernisierungsvereinba-
rung konkretisiert.

(21) Der Fordergegenstand beziehungsweise das Grundstuck darf nicht als Spiel-
halle, Wettburo, Sexshop, Bordell, fur Wohnungsprostitution und ahnliche Nut-



zungen, die den Zielen der Sanierung im Gebiet ,Untere Nadorster Stral3e” ent-
gegenwirken, verwendet werden.

§ 4 Art, Umfang und Maximalhdhe der Forderung

(1)

Die Zuwendung wird im Wege der Anteilsfinanzierung als Projektforderung in
Form einer nicht rickzahlbaren Kostenerstattung gewahrt. Die Forderung von
Malnahmen erfolgt in der Regel durch eine einzelfallbezogene Pauschale.

Die Hohe der Kostenerstattung betragt maximal 30 Prozent der anerkennungs-
fahigen Kosten beziehungsweise maximal (brutto) 34.000 Euro pro Gebaude
(fur das Jahr 2023, fur Folgejahre zuzuglich einer jahrlichen Steigerung um die
Teuerungsrate des Baupreisindex, verdffentlicht durch das Statistische Landes-
amt).

Bei Gebauden, die ein Baudenkmal im Sinne der Bestimmungen des Nieder-
sachsischen Denkmalschutzgesetzes sind, betragt die Pauschale 40 Prozent
der forderfahigen Kosten, héchstens jedoch 50.000 Euro, zuztglich Baupreisin-
dexsteigerung gemal} der jahrlichen Festsetzung durch die Bewilligungs- und
Prifstelle des Landes Niedersachsen (NBank).

Bei Mallnahmen mit forderfahigen Kosten von tber 100.000 Euro beziehungs-
weise bei einem Baudenkmal im Sinne der Bestimmungen des Niedersachsi-
schen Denkmalschutzgesetzes tuber 125.000 Euro kann der aus einer Gesamt-
ertragsberechnung ermittelte Kostenerstattungsbetrag gewahrt werden. Liegt
dieser unter dem nach Ziffer 2 oder 3 zu gewahrenden pauschalen Betrag, so
ist anstelle des ermittelten Kostenerstattungsbetrags die nach Ziffer 2 oder 3
festgelegte Pauschale zu gewahren.

Die Begleitung der Umsetzung der MalRnahme durch eine/einen Bauvorlagebe-
rechtigte/Bauvorlageberechtigten wird im Rahmen der unter Absatz 2 genann-
ten maximalen Kostenerstattung gefoérdert bis zum maximalen Mindestsatz ge-
malfd HOAI. Umbauzuschlage werden bis zu maximal 20 Prozent anerkannt,
Nebenkosten bis zu maximal 5 Prozent.

Die Kosten fur die Erarbeitung eines Modernisierungsgutachtens nach § 3 Ab-
satz 4 dieser Forderrichtlinie kdnnen geférdert werden. Im Fall der Umsetzung
einer Modernisierungsmalinahme im Zeitraum von drei Jahren nach Erstellung
des Modernisierungsgutachtens erfolgt eine Erstattung der Kosten fur das Gut-
achten bis zu 100 Prozent der sich gemal Mindestsatz HOAI ergebenden Kos-
ten. In allen Ubrigen Fallen werden 50 Prozent der Kosten flr das Gutachten er-
stattet. 50 Prozent der Kosten konnen sofort ausgezahlt werden. Im Falle einer
mehr als 50-prozentigen Kostentibernahme wird der restliche Betrag nach Ab-
schluss der Gesamtmalnahme erstattet.

Fir Antragsteller, die vorsteuerabzugsberechtigt sind, gehoért die Umsatzsteuer
nicht zu den anerkennungsfahigen Kosten.



§ 5 Kumulation/Sonstige Forderbestimmungen

(1)

(2)

3)

Eine Kumulation mit anderen Férderprogrammen (zum Beispiel Kreditanstalt fur
Wiederaufbau (KfW)/Bundesamt fur Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA),
Forderprogramm energetische Altbausanierung der Stadt Oldenburg) ist zulas-
sig, soweit es diese Forderprogramme ermoglichen.

Eine Kumulation mit den Wohnraumférdermitteln des Landes Niedersachsen ist
gemal} Stadtebauforderungsrichtlinie des Landes Niedersachsen in der Neufas-
sung vom Dezember 2022 grundsatzlich nicht mdglich.

Die Zuschusse anderer Forderprogramme werden vor Ermittlung des Kostener-
stattungsbetrages von den anerkennungsfahigen Kosten abgezogen.

§ 6 Antragsverfahren

(1)

Die Kostenerstattung muss schriftlich unter Verwendung des anliegenden
Formblattes (Anlage 3) mit allen darin geforderten Unterlagen bei der Stadt
Oldenburg beantragt werden.

Uber die Forderung entscheidet die Verwaltung der Stadt Oldenburg nach Maf-
gabe dieser Richtlinie, solange und soweit Haushaltsmittel fir das Programm
bereitstehen.

Der Vertrag zur Erstattung der Kosten flr ein Modernisierungsgutachten gemaf
§ 3 Absatz 4 ist vor Beginn der Arbeiten zur Erstellung des Gutachtens mit der
Stadt Oldenburg, Sanierungsstelle, Industriestrale 1 a, 26105 Oldenburg, zu
schlielen.

Nach Vorlage und Prifung des Modernisierungsgutachtens ist vor Beginn der
Arbeiten der Modernisierung ein Vertrag zur Ubernahme der anteiligen Kosten
der Modernisierung mit der Stadt Oldenburg, Sanierungsstelle, Industriestralie
1 a, 26105 Oldenburg, zu schlielRen.

§ 7 Auszahlung der Fordermittel

(1)

(2)

3)

Die Auszahlung des Kostenerstattungsbetrages erfolgt nach Abschluss der
MafRnahme unbar auf ein Konto der/des Antragstellenden.

Die Frist zum Abschluss der Mallnahme und zur Vorlage der Unterlagen wird in
der Modernisierungsvereinbarung geregelt.

Der Abschluss der Malinahmen ist durch die Antragstellenden vollstandig text-
lich und fotografisch in digitaler Form zu dokumentieren. Die Abrechnung und
abschlieBende Feststellung der Férderhdhe setzt voraus, dass die Antragstel-
lenden ihr Einverstandnis mit der Veroéffentlichung der eingereichten Unterlagen
durch die Stadt Oldenburg und den Sanierungsbeauftragten im Zuge der Be-
richtspflicht gegenuber Bundes- und Landesbehoérden sowie im Rahmen der



(4)

(%)

(6)

(7)
(8)

(9)

(10)

(11)

Offentlichkeitsarbeit und Dokumentation des Sanierungsverfahrens erklaren.
Die Stadt Oldenburg behalt sich eine Inaugenscheinnahme nach Abschluss vor.

Die Antragstellenden weisen der Stadt Oldenburg samtliche Ausgaben durch
Vorlage von Rechnungen nach.

Die Rechnungen sind von der/dem Bauvorlageberechtigten fachlich zu prufen
und frei zu zeichnen und in Analogie zum Modernisierungsgutachten zusam-
menzustellen. Mogliche Nachlasse sind dabei zu berucksichtigen.

Die Rechnungen mussen auf die/den Antragstellenden ausgestellt sein.
Zahlungsnachweise beziehungsweise Kontoauszuge sind vorzulegen.

Bewilligungsbescheide oder Negativbescheide anderer Fordermittel sind vorzu-
legen.

Weiterhin ist zu bestatigen, dass die Mallnahme gemafl Modernisierungsgut-
achten umgesetzt wurde und alle Rechnungen sich auf das betreffende Vorha-
ben beziehen.

Sofern Eigenleistungen erbracht werden, ist das von der/dem Bauvorlagebe-
rechtigten abgezeichnete Bautagebuch nach Gewerken inklusive Stundennach-
weis einzureichen.

Die Abrechnung und abschlieRende Feststellung der Férderungshdhe erfolgt
durch die Stadt Oldenburg auf Grundlage der tatsachlich entstandenen Kosten
und unter Berlcksichtigung anderer Fordermittel.

§ 8 Ruckforderung

(1)

(2)

Werden nachtraglich Tatsachen bekannt, aus denen sich ergibt, dass die Kos-
tenerstattung aufgrund falscher oder unvollstandiger Angaben gewahrt wurde,
ist die gewahrte Kostenerstattung zuriickzuzahlen.

Die Kostenerstattung ist zurickzuzahlen, wenn die Fordervoraussetzungen
nicht erfullt werden. Dies gilt insbesondere, wenn das Forderobjekt innerhalb
von zehn Jahren nach Auszahlung der Fordermittel anderen als den geforder-
ten Zwecken zugeflihrt wird oder innerhalb von 30 Jahren nach Auszahlung der
Fordermittel abgerissen wird; der zurickzuzahlende Betrag belauft sich fur das
Kalenderjahr der Nutzungsanderung beziehungsweise des Abrisses und die
Folgejahre auf jeweils 1/10 beziehungsweise 1/30 der Férdersumme.

§ 9 Abweichen von den Regelungen

(1)

Ein Abweichen von diesen Regelungen ist in Absprache mit der Stadt Olden-
burg und im Rahmen der Regelungen der R-StBauF mdglich, wenn sich die
Ziele der Sanierung auf dieser Grundlage nicht erreichen lassen. Eine entspre-
chende vertragliche Vereinbarung ist erforderlich.



§ 10 Inkrafttreten

(1) Diese Richtlinie tritt am Tag nach dem Beschluss des Rates der Stadt Olden-
burg in Kraft und ersetzt die bisher gultige Richtlinie vom 22. Januar 2018.

Anlagen:

1. Lageplan mit Geltungsbereich des Sanierungsgebietes ,Untere Nadorster Stral3e

2. Anforderungen an die Inhalte des Modernisierungsgutachtens

3. Antragsmuster auf Forderung fur Modernisierungs- und Instandsetzungsmafnah-
men

“*



Wo bekomme ich weitere Informationen?

Zur Unterstitzung aller MaRnahmen im Sanierungsgebiet sind eine Vielzahl von For-
derprogrammen und Sonderregelungen heranzuziehen. Eine ausfuhrliche Informa-
tion und Einzelberatung ist hierzu unerlasslich.

Sollten Sie Fragen zur Sanierung haben, wenden Sie sich gerne an die

Sanierungsstelle im Fachdienst
Stadtebau und Stadterneuerung
der Stadt Oldenburg
IndustriestralBe 1 a

26105 Oldenburg.

Hier steht Innen als Gesprachspartnerin Jana Bruns zur Verfugung.

Sie erreichen Frau Bruns unter der Telefonnummer 0441 235-2942 oder per E-Mail:
jana.bruns@stadt-oldenburg.de.

Energieberatung fur Gebaudesanierung und Nutzung (energetische Forderpro-
gramme)

Fachdienst Klimaschutz

IndustriestralBe 1 a

26105 Oldenburg.

Hier steht Ihnen als Gesprachspartner Reiner Dunker zur Verfugung.

Sie erreichen Herrn Dunker unter der Telefonnummer 0441 235-32 44 oder per
E-Mail: reiner.dunker@stadt-oldenburg.de.
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Anlage 1

Sanierungsgebiet |

Férdergebiet

STADT OLDENBURG

DER OBERBURGERMEISTER
‘| Amt 40 - Fachdienst Stidtebau und Stadterneuerung

| Untere Nadorster StraBe

Abgrenzung Sanierungsgebiet

Stand: November 2017 ohne Mafstab

) meusrungsgeselischaft moH

re.wban « Stadte
= 2 b N Escherweg 1 - 26121 Oldenbu:
\ Kartengrundiage: AI-K\M" Pl A re. Postiach 3847 28028 Okdonburg
zur Verfigung gestelll van def Stax rg ") /! TI74.80 < 7473
\ [ skizzen {nicat Sestandiel der ALK) }’\. urban www teurban.de - re.urbang@nwp-ol.de

11 -



Anlage 2
Anforderungen an die Inhalte

eines Modernisierungsgutachtens

Der Antrag auf Stadtebauférderung einer ModernisierungsmalRnahme ist

an die Stadt Oldenburg in 3-facher Ausfertigung (Papier) sowie

digital abzugeben.

Grundlage fur die Ermittlung der Kostenerstattung im Rahmen der Stadtebauforde-
rung ist ein Modernisierungsgutachten einer/eines Bauvorlageberechtigten.

Angaben zum Objekt:

Anschrift des Objektes,

Eigentimerin/Eigentimer/Bauherrschaft,
Architektin/Architekt/Bauvorlagenbrechtigte/Bauvorlagenbrechtigter

Lageplan Mafstab: 1 zu 1.000/Maf3stab: 1 zu 500, gegebenenfalls mit Auflden-
anlagen,

Baujahr des Gebaudes,

Informationen zu gegebenenfalls bereits erfolgten baulichen Mallnahmen
(Modernisierung, Sanierung, Instandhaltung, Renovierung, Reparaturen),
gegebenenfalls Berechnung der Wohn- und Nutzflachen vor und nach Moder-
nisierung,

gegebenenfalls aktuelle Mietertrage (vor Modernisierung) und angestrebte
Mieten nach Modernisierung.

Bestandsuntersuchung und Mangelliste

Detaillierte Beschreibung des baulichen Zustandes einschlielich energeti-
scher Kennwerte flr Gebaudehulle und Anlagentechnik nach Gebaudeener-
giegesetz (GEG),

Mangelliste: funktional, gestalterisch, AuRenanlagen (nach Bauteilen),
aktuelle Bestandsplane,

Fotodokumentation (Ansichten, Mangel, gestalterische Details),

Angabe der Nutzungen vor und nach Modernisierung (inklusive Zuordnung
der Flachen),

zusammenfassende Bewertung des Bestandes und Schlussfolgerungen flr
Modernisierungs- und Instandsetzungsmalinahmen,
Energiebedarfsausweis oder Energieverbrauchsausweis nach GEG.
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MaBnahmenempfehlungen

entsprechend der Mangelliste,
nach Bauteilen (DIN 276), nicht nach Gewerken,

o gegebenenfalls Belege, zum Beispiel Darstellung der Planung:
Grundrisse, Schnitte, Fassaden
Angaben zu Materialien
Darstellung der geplanten Gestaltung der AuRenanlagen

Begrindung und Darstellung von Bauabschnitten (MalRnahmen und Kosten)
bei abschnittsweiser Durchfihrung,

Berucksichtigung energetischer Aspekte (es gelten die technischen Mindest-
anforderungen des Programms Bundesforderung fur effiziente Gebaude
(BEG)).

Kostenermittlung

Kostenberechnung nach DIN 276, zweite Gliederungsebene,
Darstellung und Berechnung der Eigenleistung,

bei Leistungen mit eigenem Unternehmen: Angebote sind einzuholen, das
wirtschaftlichste Angebot wird zugrunde gelegt.

Andere Fordermittel

Im Zusammenhang mit der Antragstellung ist durch die/den Antragstellende
zu prufen, ob Anspruch auf Wohnraumférdermittel besteht (Ansprechpartner:
Wohnraumforderstelle der Stadt Oldenburg).

Im Zusammenhang mit dem Gutachten ist darzustellen, welche sonstigen For-
dermittel im Hinblick auf eine Inanspruchnahme gepruft wurden - insbesonde-
re BEG-Mittel sowie gegebenenfalls Férderprogramm energetische Altbausa-

nierung der Stadt Oldenburg.

Vorlage der jeweiligen Bewilligungsbescheide/Ablehnungsbescheide.

Sonstiges

Restnutzungsdauer nach Modernisierung und Instandsetzung,

gegebenenfalls Antrag auf Inanspruchnahme steuerlicher Absetzungen nach
§§ 7 Buchstabe h und 10 Buchstabe f des Einkommenssteuergesetzes
(EStG),

Auskunft zur Vorsteuerabzugsberechtigung bezogen auf das Obijekt,
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Nach Fertigstellung:

Abrechnung - entsprechend der Mal3nahmenliste und Kostenschatzung des Moder-
nisierungsgutachtens:

Nachweis der/des Antragstellerin/Antragstellers, dass die Rechnungen bezahlt
wurden (zum Beispiel Kontoauszuge im Pdf-Format).

Nachweis, dass im Zuge der Umsetzung jeweils drei Angebote eingeholt wur-
den.

Bestatigung des Bauvorlageberechtigten, dass die Mal3nahme entsprechend
Gutachten ausgefuhrt wurde, dass sich alle Rechnungen auf das Vorhaben
beziehen, alle Arbeiten sach- und fachgerecht ausgefuhrt wurden und dass
das Vergaberecht/die ANBest-P (Allgemeine Nebenbestimmungen fur Zuwen-
dungen zur Projektférderung) eingehalten wurde.

Bautagebuch mit entsprechender Bestatigung des Bauvorlageberechtigten.

Nachweise/Bestatigung der Antragstellenden bezlglich anderer Fordermittel.
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Anlage 3

Antragstellende: Name, Anschrift

Stadt Oldenburg
Fachdienst Stadtebau und Stadterneuerung
26105 Oldenburg

Stadtebauforderungsprogramm ,,Lebendige Zentren - Erhalt und Entwicklung
der Stadt- und Ortsteilkerne“ in

,»Oldenburg - Untere Nadorster Strale“:

Antrag auf Gewahrung von Fordermitteln aus dem Stadtebauférderungspro-
gramm

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit beantrage/beantragen ich/wir Zuwendungen aus dem Stadtebauférderungs-
programm ,Soziale Stadt” fur folgende Mal3nahme (bitte Auswahl treffen):

1. O Modernisierung und Instandsetzung des Gebaudes

2. O FErarbeitung eines Modernisierungsgutachtens fur das
Gebaude

Antragstellende:

Name:

Telefon:
E-Mail:
Anschrift:

Fur das Objekt (StraBe, Hausnummer):

-15-



MaBnahmenbeschreibung:

Sind neben den hier beantragten Stadtebauforderungsmitteln weitere Fordermittel
beantragt?

O Nein

O Ja Welche:

Anlagen zum Antrag:

O Eigentumsnachweis (zum Beispiel Grundbuchauszug, Auszug aus dem Liegen-
schaftskataster),

OO0 Angebot fur das Modernisierungsgutachten (bei Antrag auf Férderung des Mo-
dernisierungsgutachtens),

0 Modernisierungsgutachten (bei Antrag auf Forderung der Modernisierung),

Ich/wir versichere/versichern hiermit die Vollstandigkeit und die Richtigkeit der vor-
stehenden Angaben.

Mir/uns ist bekannt, dass die Stadt Oldenburg zu statistischen Zwecken und Doku-
mentationszwecken anonymisiert Uber dieses Modernisierungsvorhaben berichtet.

Die ,Richtlinie der Stadt Oldenburg Uber die Erstattung von Kosten flr die Moderni-
sierung und Instandsetzung von Gebauden im Sanierungsgebiet Untere Nadorster
Stralde” habe ich zur Kenntnis genommen.

Datum:

Unterschrift
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Anlage 4

vom Aktenzeichen

Anlage zum Zuwendungsbescheid

Allgemeine Nebenbestimmungen fiir Zuwendungen zur Projektférderung (ANBest-P)
Die ANBest-P enthalten Nebenbestimmungen i. S. des § 36 VwVfG sowie notwendige Erdauterungen. Die ANBest-P sind Bestandteil des
Zuwendungsbescheides, soweit in diesem nicht ausdriicklich etwas anderes bestimmt ist.

1. Anforderung und Verwendung der Zuwendung 211 bei Anteilfinanzierung anteilig mit etwaigen Zuwen-
dungen anderer Zuwendungsgeber und den vor-

03,2020

040_007

1.1 Die Zuwendung darf nur zur Erfiillung des im Zuwen-

dungsbescheid bestimmten Zwecks verwendet werden_
Die Zuwendung ist wirtschaftlich und sparsam zu ver-
wenden.

Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhangenden

Einnahmen (insbesondere Zuwendungen, Leistungen Drit-

ter) und der Eigenanteil des Zuwendungsempfangers sind

als Deckungsmittel fur alle mit dem Zuwendungszweck

zusammenhangenden Ausgaben einzusetzen. Der Finan-

tz:‘ilerdlflnﬂsplan ist hinsichtlich des Gesamtergebnisses ver-
indlich.

Die einzelnen Ausgabeanséatze dirfen um bis zu 20 v. H.
Uberschritten werden, soweit die Uberschreitung durch
entsprechende Einsparungen bei anderen Ausgabean-
satzen ausgeglichen wird.

Beruht die Uberschreitung eines Ausgabeansatzes auf be-
hérdlichen Bedingungen oder Auflagen, insbesondere im
Rahmen des baurechtlichen Verfahrens, so sind innerhalb
des Gesamtergebnisses des Finanzierungsplans auch wei-
tergehende Abweichungen zulassig

Die Satze 2 bis 4 finden bei Festbetragsfinanzierung keine
Anwendung, in diesen Fallen ist der Finanzierungsplan le-
diglich hinsichtlich der Ausgabearten verbindlich.

Dirfen aus der Zuwendung auch Personalausgaben oder
sachliche Verwaltungsausgaben geleistet werden und
werden die Gesamtausgaben des Zuwendungsempfangers
tiberwiegend aus Zuwendungen der &ffentlichen Hand
bestritten, so darf der Zuwendungsempfénger seine Be-
schaftigten nicht besser stellen als vergleichbare Landesbe-
dienstete. Vorbehaltlich einer abweichenden tarifvertrag-
lichen Regelung dirfen deshalb keine glnstigeren Arbeits-
bedingungen vereinbart werden, als sie fir Arbeitnehmer
des Landes jeweils vorgesehen sind. Die zuwendungsféhigen
Ausgaben werden nur bis zur Héhe der Durchschnittssétze
anerkannt, die das Land bei der Veranschlagung von Per-
sonalausgaben im Haushaltsplan zugrunde [egt

Die Zuwendung oder ein Teilbetrag darf nur insoweit und
nicht eher angefordert werden, als sie innerhalb von zwei
Monaten nach der Auszahlung fur fallige Zahlungen beno-
tigt wird. Die Anforderung ist zu begriinden. Dabei ist mit-
zuteilen, inwieweit bereits erhaltene Teilbetrage verwendet
worden sind. Im Ubrigen darf die Zuwendung wie folgt in
Anspruch genommen werden:

1.4.1 bei Anteil- oder Festbetragsfinanzierung jeweils an-
teilig mit etwaigen Zuwendungen anderer Zuwen-
dungsgeber und den vorgesehenen eigenen und
sonstigen Mitteln des Zuwendungsempfangers,

14.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung, wenn die vorgese-
henen eigenen und sonstigen Mittel des Zuwendungs-
empfangers verbraucht sind.

Wird ein zu deckender Fehlbedarf anteilig durch mehrere
Zuwendungsgeber finanziert, so darf die Zuwendung je-
weils nur anteilig mit den Zuwendungen der anderen Zu-
wendungsgeber angefordert werden.

Zahlungen vor Empfang der Gegenleistung dirfen nur ver-
einbart oder bewirkt werden, soweit dies allgemein Gblich
oder durch besondere Umstande gerechtfertigt ist.

Der Anspruch auf Auszahlung der Zuwendungen darf
weder abgetreten noch verpfandet werden.

Die Bewilligungsbehérde behalt sich vor, den Zuwendungs-
bescheid mit Wirkung fir die Zukunft zu widerrufen,

wenn sich herausstellt, dass der Zuwendungszweck nicht
zu erreichen ist.

Nachtragliche ErmaBigung der Ausgaben oder An-
derung der Finanzierung

Ermabigen sich nach der Bewilligung die in dem Finan-
zierungsplan veranschlagten Gesamtausgaben fiir den Zu-
wendungszweck, erhéhen sich die Deckungsmittel oder
treten neue Deckungsmittel hinzu, so ermalligt sich die
Zuwendung
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gesehenen eigenen und sonstigen Mitteln des Zu-
wendungsempféngers, sofern sich die Gesamtaus-
gaben oder die Deckungsmittel insgesamt um mehr
als 1.000 Euro andern,

21.2 bei Fehlbedarfsfinanzierung um den vollen in Be-
tracht kommenden Betrag, sofern sich die Ge-
samtausgaben oder die Deckungsmittel um mehr
als 500 Euro andern.

213 bei Vollfinanzierung um den vollen in Betracht kom-
menden Betrag und

214 bei Festbetragsfinanzierung um den vollen in Be-
tracht kommenden Betrag, sofern die zuwendungs-
faéhigen Ausgaben unter den Betrag der bewilligten
Zuwendung abfallen

Die MNrn. 2.1.1 bis 2.1.3 gelten nur, wenn sich die
Finanzierung im Ubrigen nicht verandert.

Vergabe von Auftragen

Der Zuwendungsempfanger hat Auftrige nur an fachkundige
und Ieislungsfé%ige anieter nach wett?:ewerblichen Gesichts-
punkten zu wirtschaftlichen Bedingungen zu vergeben.
Grundsétzlich sind dazu mindestens drei Unternehmen zur
Angebotsabgabe aufzufordern. Verfahren und Ergebnisse
sind zu dokumentieren. Leistungen bis zu einem voraus-
sichtlichen Auftragswert von 3.000 Euro (ohne Umsatzsteuer)
konnen dabei unter Beriicksichtigung des Grundsatzes der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit als Direktauftrag vergeben
werden.

Betragt die Zuwendung oder bei Finanzierung durch mehrere
offentliche Stellen der Gesamtbetrag der Zuwendungen mehr
als 100.000 Euro und werden die Gesamtausgaben des
Projekts dberwiegend aus offentlichen Mitteln finanziert, sind
ab einem voraussichtlichen Auftragswert von 25.000 Euro
{ohnde Umsatzsteuer) bei der Vergabe von Auftragen anzu-
wenden:

3.2.1 far die Vergabe von Liefer- und Dienstleistungen die
Unterschwellenvergabeordnung (UV Ot). Die
Verpflichtung zur Anwendung gilt nicht fir folgende
Vorschriften:

- § 7 Abs. 1 und 4 UVgO zu den Grundsatzen der
elektronischen Kommunikation,
- § 22 UVgO zur Aufteilung nach Losen,

- § 28 Abs. 1 Satz 3 UVgO zur Vergffentlichung von
Auftragsbekanntmachungen,

- § 29 UVgO zur Bereitstellung der Vergabeunterlagen,

- § 30 UVgO zur Vergabebekanntmachung,

- § 38 Abs. 2 bis 5 UVgO zu Form und Ubermittlung der
Teilnahmeantrage und Angebote,

- § 40 Abs. 2 UVgO zum Vier-Augen-Prinzip bei der
Angebotseroffnung,

- § 44 UVgO zu ungewahnlich niedrigen Angeboten,

- § 46 UVgO zur Unterrichtung der Bewerber und Bieter,

3.2.2 fir die Vergabe von freiberuflichen Leistungen
- abweichend von Mr. 3.2.1 - die Vorgaben der Nr. 3.1,

323 fur die Vergabe von Bauleistungen Teil A Abschnitt |
der Vergabe- und Vertragsordnung far Bauleistungen
(VOB/A),

3.24 die Niedersachsische Wertgrenzenverordnung
(NWertVO).

Weitere Bestimmungen, die den Zuwendungsempfénger zur
Anwendung von Vergabevorschriften verpflichten, bleiben
unberiihrt. Zu beachten sind insbesondere

- Teil 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen
(GWB) und

- das Niedersachsische Tariftreue- und Vergabegesetz
(NTVergG).
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6.2

6.3

6.4

6.5

6.6

Zur Erfiillung des Zuwendungszwecks beschaffte
Gegenstiande

Gegenstande, die zur Erfiillung des Zuwendungszwecks
erworben oder hergestellt werden, sind fir den Zuwen-
dungszweck zu verwenden und sorgfaltig zu behandeln.
Der Zuwendungsempfanger darf Gber sie vor Ablauf der
im Zuwendungsbescheid festgelegten zeitlichen Bindung
nicht anderweitig verfiigen.

Der Zuwendungsempfanger hat die zur Erfillung des Zu-
wendungszwecks beschafften Gegenstande, deren An-
schaffungs- oder Herstellungswert ohne Umsatzsteuer
410 Euro Ubersteigt, zu inventarisieren. Soweit aus be-
sonderen Griinden das Land Eigentimer ist oder wird,
sind die Gegenstande in dem Inventar besonders zu kenn-
zeichnen.

Mitteilungspflichten des Zuwendungsempfangers

Der Zuwendungsempfanger ist verpflichtet, - unbeschadet
etwaiger Ermatigungen nach Nr. 2 - unverziglich der
Bewilligungsbehérde anzuzeigen, wenn

er nach Vorlage des Finanzierungsplans - auch nach Vor-
lage des Verwendungsnachweises - weitere Leistungen
firr denselben Zweck bei anderen &ffentlichen Stellen be-
antragt oder von ihnen erhalt oder wenn er - ggf. weitere -
Mittel von Dritten erhalt,

sich eine Ermakigung der zuwendungsfahigen Ausgaben
oder eine Anderung der Finanzierung um mehrals 7,5 v. H.
oder um mehr als 10.000 Euro ergibt,

der Verwendungszweck oder sonstige fir die Bewilligung
der Zuwendung malgebliche Umstande sich andern oder
wegfallen,

sich Anhaltspunkte ergeben, dass der Zuwendungszweck
nicht oder mit der bewilligten Zuwendung nicht zu errei-
chen ist,

die abgerufenen oder ausgezahlten Betrége nicht inner-
halb ven zwei Monaten nach Auszahlung verbraucht
werden kénnen,

zu inventarisierende Gegenstande innerhalb der zeitlichen
Bindung nicht mehr entsprechend dem Zuwendungszweck
verwendet oder nicht mehr bendtigt werden und wenn

ein Konkurs- oder Vergleichsverfahren gegen ihn beantragt
oder eroffnet wird.

Die MNrn. 5.1, 5.2 und 5.5 sind bei einer Festbetragsfinan-
zierung nicht anzuwenden, sofern der Betrag der Zuwen-
dung unter 25.000 Euro liegt.

Nachweis der Verwendung

Die Verwendung der Zuwendung ist innerhalb von sechs
Monaten nach Erfullung des Zuwendungszwecks, spatestens
jedoch mit Ablauf des sechsten auf den Bewilligungszei-
traum folgenden Monats der Bewilligungsbehérde nachzu-
weisen (aerwendungsnachweis). Ist der Zuwendungszweck
nicht bis zum Ablauf des Haushaltsjahres erfillt, so ist inner-
halb ven vier Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres
uber die in diesem Jahr erhaltenen Betrage ein Zwischen-
nachweis zu fiihren.

Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht
und einem zahlenmaRigen Nachweis.

In dem Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung
sowie das erzielte Ergebnis im Einzelnen darzustellen. Soweit
das Vorhaben entsprechend den Antragsunterlagen durch
gefithrt worden ist, die der Bewilligung zugrunde lagen,

kann erganzend auf diese Unterlagen Bezug genommen
werden.

In dem zahlenmafigen Nachweis sind die Einnahmen und
Ausgaben in zeitlicher Folge und voneinander getrennt ent-
sprechend der Gliederung des Finanzierungsplans auszuwei-
sen. Der Nachweis muss alle mit dem Zuwendungszweck
zusammenhangenden Einnahmen (Zuwendungen, Leistun-
gen Dritter, eigene Miltel]) und Ausgaben enthalten. Aus

em Machweis missen Tag, Empfanger oder Einzahler sowie
Grund- und Einzelbetrag jeder Zahlung ersichtlich sein. So-
weit der Zuwendungsempfanger die Mdglichkeit zum Vor-
steuerabzug nach § 15 UStG hat, diirfen nur die Entgelte
(Preise ohne Umsatzsteuer) beriicksichtigt werden.

Mit dem Machweis sind die Belege (Einnahme- und Aus-
gabebelege) Uber die Einzelzahlungen und die Vertrage
uber die Vergabe von Auftragen vorzulegen.

Sofern ein einfacher Verwendungsnachweis zugelassen ist,
besteht dieser aus dem Sachbericht und einem zahlenmafi-
gen Machweis ohne Vorlage von Belegen.

6.7

6.8

6.9

In dem zahlenmaligen Nachweis sind die Einnahmen und
Ausgaben entsprechend der Gliederung des Finanzierungs-
plans in zeitlicher Reihenfolge in monatlichen Summen
zusammenzustellen; betragt die Zuwendung weniger als
25.000 Euro so geniigt insoweit eine summarische
Zusammenstellung entsprechend der Gliederung des
Finanzierungssplans.

Der Zwischennachweis (Nr. 6.1 Satz 2) ist wie der ein-
fache \u’erwendungsnachweis bei Zuwendungen unter
25.000 Euro (Nr. 6.6 Satz 2, Halbsatz 2) zu fihren.

Die Belege miissen die im Geschéftsverkehr Gblichen An-
gaben und Anlagen enthalten, die Ausgabebelege insbe-
sondere den Zahlungsempfanger, Grund und Tag der
Zahlung, den Zahlungsbeweis und bei Gegenstanden den
Verwendungszweck. Aulierdem missen die Belege ein ein-
deutiges Zuordnungsmerkmal zu dem Projekt (z.B. Projekt-
nummer) enthalten. Im Verwendungsnachweis ist zu
bestatigen, dass die Ausgaben notwendig waren, dass
wirtschaftlich und sparsam verfahren worden ist und dass
die Angaben mit den Biichern und ggf. den Belegen tiber-
einstimmen.

Der Zuwendungsempfanger hat die in Nr. 6.5 genannten
Belege und Vertrage sowie alle sonst mit der Forderung
zusammenhangenden Unterlagen (vgl. Nr. 7.1 Satz 1) funf
Jahre nach Vor’rilage des Verwendungsnachweises aufzube-
wahren, sofern nicht nach steuerrechtlichen oder anderen
Vorschriften eine langere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist.
Zur Aufbewahrung kénnen auch Bild- oder Datentrager ver-
wendet werden. Das Aufnahme- und Wiedergabeverfahren
muss den Grundsatzen ordnungsgemafer Buchfihrung oder
einer in der &ffentlichen Verwaltung allgemein zugelassenen
Regelung entsprechen.

6.10 Darf der Zuwendungsempfanger zur Erfallung des Zuwen-

71

72

73

8.1

8.2

8.3

dungszwecks Mittel an Dritte weiterleiten, so muss er die
Weitergabe davon abhangig machen, dass die empfangen-
den Stellen ihm gegentber Zwischen- und Verwendungs-
nachweise nach den Nrn. 6.1 bis 6.8 erbringen und die
zugehdrigen Belege vorlegen. Diese Nachweise sind dem
Verwendungsnachweis oder dem Zwischennachweis nach
Nr. 6.1 beizufigen.

Priifung der Verwendung

Die Bewilligungsbehérde ist berechtigt, Blicher, Belege
und sonstige Geschéaftsunterlagen anzufordern sowie die
Verwendung der Zuwendung durch értliche Erhebungen
zu priifen oder durch Beauftragte priifen zu lassen. Der
Zuwendungsempfinger hat die erforderlichen Unterlagen
bereitzuhalten und die notwendigen Auskinfte zu ertei-
len. In den Fallen der Nr. 6.10 sind diese Rechte der Be-
willigungsbehérde auch dem Dritten gegeniber auszube-
dingen.

Unterhalt der Zuwendungsempfangers eine eigene Pri-
fungseinrichtung, so ist von dieser der Verwendungsnach-
weis vorher zu prifen und die Priifung unter Angabe ihres
Ergebnisses zu bescheinigen.

Der LRH ist berechtigt, bei den Zuwendungsempfangern
zu priifen (§ 91 LHO).

Erstattung der Zuwendung, Verzinsung

Die Zuwendung ist zu erstatten, soweit ein Zuwendungs-
bescheid nach Verwaltungsverfahrensrecht, nach Haus-
haltsrecht oder anderen Rechtsvorschriften mit Wirkung

fr die Vergangenheit zuriickgenommen oder widerrufen
oder sonst unwirksam wird.

Nr. 8.1 gilt insbesondere, wenn

8.2.1 die Zuwendung durch unrichtige oder unvollstan-

dige Angaben erwirkt worden ist,

8.2.2 die Zuwendung nicht oder nicht mehr fir den vor

gesehenen Zweck verwendet wird oder

8.2.3 eine aufldsende Bedingung eingetreten ist (z. B,
nachlrégliche Ermafigung der Ausgaben oder An-
derung der Finanzierung nach Nr. 2‘;]

Ein Widerruf mit Wirkung fir die Vergangenheit kann
auch in Betracht kommen, soweit der Zuwendungs-
empfanger

8.3.1 die Zuwendung nicht alsbald nach Auszahlung zur
Erfillung des Zuwendungszwecks verwendet oder
8.3.2 Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten

Frist erfillt, insbesondere den vorgeschriebenen
Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig vorlegt,

oder Mitteilungspflichten (Nr. 5) nicht rechtzeitig
nachkommt.
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84

85

8.6

Der Erstattungsanspruch ist nach Maflgabe des § 49 a Abs_ 3
VwWVfG mit 5 Prozentpunkten Giber Basiszinssatz nach § 247
des Birgerlichen Gesetzbuches (BGB) jahrlich zu verzinsen.

Werden Zuwendungen nicht alsbald nach der Auszahlung
zur Erfillung des Zuwendungszwecks verwendet und wird
der Zuwendungsbescheid nicht zurickgenommen oder
widerrufen, so kénnen fir die Zeit von der Auszahlung bis
zur zweckentsprechenden Verwendung ebenfalls Zinsen in
Héhe von 5 Prozentpunkten Giber dem Basiszinssatz nach
§ 247 BGB jahrlich verlangt werden (§ 49 a Abs. 4 Satz 1
VwViG). Entsprechendes gilt, soweit eine Leistung in An-
spruch genommen wird, cbwohl andere Mittel anteilig oder
vorrangig einzusetzen sind. Eine alsbaldige Verwendung
nach Satz 1 liegt vor, wenn ausgezahlte Betrage innerhalb
von zwei Monaten verbraucht werden.

Stellt sich nachtraglich heraus, dass der Zuwendungszweck
nicht zu ereichen ist, so kann der Zuwendungsbescheid
mit Wirkung fiir die Zukunft widerrufen werden.
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Allgemeine Nebenbestimmungen zur Projektforderung (ANBest-P) seit 01.03.2020:
Welche Anforderungen miissen bei der Vergabe von Auftragen beachtet werden?

Sind Sie aufgrund haushaltsrechtlicher oder vergaberechtlicher Vorschriften zur Einhaltung des Vergaberechts verpflichtet?
(z.B. § 55 LHO, § 28 KomHKVO, § 2 NTVergG, § 99 GWB)

Ja Nein
(z.B. Kommunen, Zweckverbande) (in der Regel Vereine, Unternehmen)
Einhaltung der jeweiligen Ist der geschétzte Auftragswert héher als 3.000 Euro netto?
Bestimmungen, die fiir
Sie als 6ffentlichen Ja Nein
Auftraggeber gelten,
vgl. Ziffer 3.3.
Ist der geschatzte Auftragswert hoher als
25.000 Euro netto? Der Auftrag kann
ohne jegliches
. Verfahren direkt
Ja Nein
vergeben werden.
)4

Betrédgt die Zuwendung laut Bescheid mehr als 100.000? (bzw. bei
mehreren Zuwendungsgebern der Gesamtbetrag der Zuwendungen)

Ja Nein / \

Keine Einhaltung von

Werden die Gesamtausgaben des el e e 2

Projektes Giberwiegend aus éffentlichen Es missen aber grundsatzlich vor
Mitteln finanziert? (= zu mehr als 50 %) Auftragserteilung mindestens

Nein

v

drei geeignete Unternehmen zur
Angebotsabgabe aufgefordert

J
2 werden., vgl. Ziffer 3.1.

v SN J

Handelt es sich um eine freiberufliche
Leistung? (z.B. Architekten & Ingenieure)

Nein

Handelt es sich um eine Liefer- oder Ia Beachtung der Unterschwellen- / \

Dienstleistung? | vergabeordnung (UVgO) unter

Erleichterungen, vgl. Ziffer 3.2.1. L o
Mboglichkeit, die
Nein Erleichterungen der
Nds. Wertgrenzen-
v verordnung (NWertVO)
: Ja Beachtung des 1. Abschnitts der in Anspruch zu nehmen,
Handelt es sich um eine Bauleistung? ——| Vergabeordnung fiir Bauleistungen vgl. Ziffer 3.2.4.

(VOB/A), vgl. Ziffer 3.2.3.

Anmerkung:

Die Ubersicht gilt nur fiir Forderprojekte, in denen der Zuwendungsbescheid die Einhaltung der ANBest-P vorgibt. Sie richtet sich in erster Linie
an nicht-6ffentliche Zuwendungsempfianger, da hier - je nach Konstellation - zwischen der (zuldssigen) Moglichkeit, Auftriage ohne Verfahren
direkt zu vergeben, bis hin zur Durchfiihrung von formalen Ausschreibungen im Sinne des Vergaberechts alle Moglichkeiten erdffnet sind.

Die NBank tGbernimmt keine Gewahr fiir Richtigkeit und Vollstandigkeit. Wir weisen darauf hin, dass sich Abweichungen aus dem konkreten
Zuwendungsbescheid ergeben konnen, welche vorrangig zu beachten sind.

Stand 08/2020

-20 -



Hinweise:

Ohne vollstandige Angaben ist eine zligige Bearbeitung des Antrages nicht gewahr-
leistet. Ein Baubeginn vor Abschluss einer Fordervereinbarung fuhrt zum Forderaus-
schluss. Grundsatzlich kdnnen MalRnahmen, die vor der allseitigen Unterzeichnung
einer Fordervereinbarung mit der Stadt Oldenburg (Modernisierungsvertrag) begon-
nen wurden, nicht mehr geférdert werden. Als Baubeginn zahlt bereits der Abschluss
eines Bauauftrages.

Die stadtische Forderrichtlinie kann unter www.oldenburg.de/uns eingesehen
werden.

Neben den Stadtebauférderungsmitteln kdnnen fur bauliche Mallnahmen (Herstel-
lungskosten) an Gebauden in formlich festgelegten Sanierungsgebieten und stadte-
baulichen Entwicklungsbereichen steuerliche Vergunstigungen nach den §§ 7 Buch-
stabe h und 10 f des Einkommenssteuergesetzes beantragt werden. Diese Angabe
ist als allgemeiner Hinweis zu verstehen. Wir empfehlen Ihnen ausdricklich, eine
Steuerberaterin/einen Steuerberater zu konsultieren.

Datenschutzerklarung:

Die Erhebung der in diesem Antrag enthaltenen personenbezogenen Daten ist zur
Vorbereitung und Durchfihrung der Baumaflnahme erforderlich. Die/der Antragstel-
lerin/Antragsteller willigt hierin ein. lhr/ihm ist bekannt, dass diese personenbezoge-
nen Daten in Verfahrensakten beziehungsweise EDV-Systemen gespeichert, veran-
dert oder geloscht werden konnen. Er ist damit einverstanden, dass diese Angaben
an die im Rahmen der Modernisierung und Instandsetzung zu beteiligenden Stellen
(Stadt Oldenburg, Sanierungsbeauftragter, NBank, Bundes- und Landesbehdrden)
unmittelbar weitergeleitet werden, soweit dies erforderlich ist. Eine Ubertragung der
Daten gemal} Artikel 49 Absatz 1 Buchstabe a Datenschutzgrundverordnung an
Drittstaaten, die kein den Anforderungen der Europaischen Union an den Daten-
schutz gentigendes Schutzniveau bieten, findet nicht statt.

Ferner erklart die/der Antragstellende mit untenstehender Unterschrift ihr/sein Einver-
standnis zur Veroffentlichung von Bildern und Datenmaterial durch die Stadt Olden-
burg und den Sanierungsbeauftragten im Zuge der Berichtspflicht gegentber Bun-
des- und Landesbehdrden sowie im Rahmen der Offentlichkeitsarbeit und Dokumen-
tation des Sanierungsverfahrens.

Die Einwilligung kann jederzeit ohne Angabe von Granden mit Wirkung fur die Zu-
kunft abgeandert oder ganzlich widerrufen werden. Durch den Widerruf der Einwilli-
gung wird die Rechtmafigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolg-
ten Verarbeitung nicht beruhrt.

Datum:

Unterschrift
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	Seit über 50 Jahren unterstützt der Bund die Herstellung nachhaltiger städtebaulicher Strukturen mit Programmen zur Städtebauförderung, damit die Städte stets den neuen Aufgaben und Herausforderungen gewachsen sind. Der Bund gewährt den Ländern Finanzhilfen gemäß Artikel 104 b Grundgesetz, die durch Mittel der Länder sowie Kommunen ergänzt werden.
	Das Gebiet „Untere Nadorster Straße“ ist ein innenstadtnaher zentraler Versorgungsbereich. Die Nadorster Straße ist eine verkehrlich hochfrequentierte Straße, die beidseitig von Einzelhandel und Gastronomie, privaten und sozialen Dienstleistungen sowie von unterschiedlichen Wohnformen gekennzeichnet ist. Die Straße als eine der nördlichen Haupt- und Ausfallstraßen verliert zunehmend durch Leerstände und zahlreiche Modernisierungsrückstände an funktionaler Bedeutung und städtebaulicher Qualität. Durch verkehrliche Optimierungen, gestalterische und funktionale Aufwertungen im öffentlichen Raum und baulichen Maßnahmen an Gebäuden sollen die Attraktivität von Einzelhandel und Dienstleistungen sowie die Kundenfreundlichkeit im Gebiet verbessert werden.
	An das Sanierungsgebiet „Untere Nadorster Straße“ schließt südlich das Sanierungsgebiet „Nördliche Innenstadt“ an. Dies wurde 2021 in das Städtebauförderprogramm „Lebendige Zentren“ aufgenommen. 
	Das Sanierungsgebiet „Untere Nadorster Straße“ wurde 2016 in das Städtebauförderungsprogramm „Aktive Stadt- und Ortsteilzentren“ (seit 2020: Lebendige Zentren Erhalt und Entwicklung der Stadt- und Ortsteilkerne) aufgenommen. Damit stehen in den kommenden Jahren Fördermittel für Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen an privaten Wohn- und Geschäftsgebäuden im Sanierungsgebiet „Untere Nadorster Straße“ zur Verfügung.
	Gemäß Städtebauförderungsrichtlinie des Landes Niedersachsen (R-StBauF) kann die Stadt Oldenburg Zuwendungen für private Modernisierungs­ und Instandsetzungsmaßnahmen als Förderpauschale gewähren. Die Pauschalierung soll auf Grundlage einer städtischen Modernisierungsrichtlinie (Förderrichtlinie) erfolgen.
	Die Stadt Oldenburg fördert im Rahmen ihres Maßnahmenprogramms im Sanierungsgebiet „Untere Nadorster Straße“ auf schriftlichen Antrag der Eigentümerinnen und Eigentümer oder Erbbauberechtigten Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen an Gebäuden im Fördergebiet im Sinne von Ziffer 5.3.3.1 Absatz 5 Buchstabe c) der R-StBauF in der jeweils gültigen Fassung (Neufassung 2022) unter Berücksichtigung der Belange von Erhalt und Weiterentwicklung von Einzelhandel und Dienstleistungen. Die Förderung dient der Erreichung der Ziele und Zwecke der städtebaulichen Gesamtmaßnahme „Untere Nadorster Straße“ und soll zu einer gestalterischen und funktionalen Aufwertung im Gebiet und stärkeren sozialen Durchmischung beitragen. Des Weiteren schafft sie Anreize für Folgeinvestitionen im Sanierungsgebiet.
	☐ Ja Welche: 
	☐ Modernisierungsgutachten (bei Antrag auf Förderung der Modernisierung),
	☐ Angebot für das Modernisierungsgutachten (bei Antrag auf Förderung des Modernisierungsgutachtens),
	☐ Eigentumsnachweis (zum Beispiel Grundbuchauszug, Auszug aus dem Liegenschaftskataster),
	☐ Nein
	☐ Erarbeitung eines Modernisierungsgutachtens für das 
	☐ Modernisierung und Instandsetzung des Gebäudes  
	Der Geltungsbereich dieser Richtlinie ist auf das förmlich festgelegte Sanierungsgebiet „Untere Nadorster Straße“  im Weiteren „Fördergebiet“ genannt  räumlich beschränkt (Anlage 1).
	(1) Gegenstand der Förderung ist die Modernisierung der Gebäude im Sanierungsgebiet „Untere Nadorster Straße“ mit dem Ziel, den Wohnungs- und Gebäudebestand zeitgemäß zu modernisieren und somit sowohl gesunde Wohnbedingungen als auch energetische und städtebauliche Verbesserungen zu schaffen.
	(2) Förderfähig sind nur solche Maßnahmen, die in Übereinstimmung mit den Zielen der Sanierung sowie übergeordneten gesetzlichen Regelungen stehen. Gefördert werden können:
	 Maßnahmen zur Modernisierung und Instandsetzung im Sinne von § 177 Baugesetzbuch (BauGB) des privaten Gebäudebestandes,
	 im Zusammenhang mit Maßnahmen am Gebäude vorgesehene Maßnahmen an den Außenanlagen,
	 Maßnahmen zur Beseitigung/Vorbeugung eines Leerstandes,
	 Planungsleistungen zur Vorbereitung von Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen (Modernisierungsgutachten, sonstige Gutachten, Planungsleistungen), die von nach der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) vorlageberechtigten Architektur- und Ingenieurbüros erbracht werden.
	Notwendige Architekten- oder Ingenieurleistungen und Kosten für Sachverständige (einschließlich Leistungen von Energieberatern und Ähnliches) werden auf der Grundlage der Vergütungsregelungen der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI) in der jeweils gültigen Fassung beziehungsweise der Vergütungsvorschläge des Ausschusses der Verbände und Kammern der Ingenieure und Architekten für die Honorarordnung e. V. (AHO) gefördert. 
	Die Förderung verfolgt den Zweck der Mängel- und Missstandsbeseitigung sowie der Ortsbildpflege im Sanierungsgebiet. Die Maßnahmen müssen im Einklang mit den städtebaulichen und nachhaltigen Zielvorstellungen der Stadt Oldenburg gemäß den Vorbereitenden Untersuchungen einschließlich der aktuellen Rahmenplanung stehen.
	(3) Nicht förderfähig sind:
	 Reine Instandhaltungs- und Reparaturarbeiten,
	 Maßnahmen, die den im Fördergebiet üblichen durchschnittlichen baulichen Standard wesentlich überschreiten (Luxusmodernisierungen),
	 Maßnahmen, die die Ortstypik des Gebäudes erheblich verändern,
	 Wohnflächenerweiterungen.
	(1) Antragsberechtigt sind Privatpersonen, Eigentümergemeinschaften, kleine und mittlere Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft, Unternehmen der Wohnungswirtschaft sowie Vereine, Verbände und gemeinnützige Stiftungen, wenn es sich dabei jeweils um die Eigentümerinnen und Eigentümer oder Erbbauberechtigte handelt.
	(2) Die Antragsberechtigung von Gemeindeverbänden und sonstige Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts ist im Einzelfall zu prüfen.
	(3) Der Bund und die Länder sind nicht antragsberechtigt.
	(1) Das zu fördernde Gebäude muss mindestens 30 Jahre alt sein.
	(2) Bis zum Abschluss einer Modernisierungsvereinbarung gemäß § 6 Absatz 3 darf mit dem Vorhaben nicht begonnen werden; es dürfen keine Aufträge erteilt werden, es sei denn, der Vertrag enthält ein eindeutiges und für den Antragsteller ohne finanzielle Nachteile ausübbares Rücktrittsrecht für den Fall, dass die Förderung in der beantragten Höhe nicht gewährt wird, oder der Vertrag wurde unter die Bedingung gestellt, dass die beantragte Förderung bewilligt wird.
	(3) Grundlage für die Modernisierungsvereinbarung und die Ermittlung des Förder- beziehungsweise Kostenerstattungsbetrages stellt ein Modernisierungsgutachten dar. Dieses ist durch eine Bauvorlageberechtigte/einen Bauvorlagerberechtigten zu erstellen. Bestandteil des Gutachtens ist unter anderem eine Kostenermittlung nach DIN 276. Die Mindestanforderungen für den Inhalt des Modernisierungsgutachtens gemäß Anlage 2 sind einzuhalten. Grundlage der Erstattung der Kosten für das Modernisierungsgutachten ist eine vor Beauftragung zu schließende Vereinbarung zwischen der/dem Antragstellenden und der Stadt Oldenburg über die Förderung des Modernisierungsgutachtens (vergleiche § 6 Absatz 3).
	(4) Änderungen im Umfang und Inhalt der Maßnahmen sind der Stadt Oldenburg unverzüglich anzuzeigen und von der Stadt Oldenburg zu genehmigen; eine Anpassung der Modernisierungsvereinbarung ist gegebenenfalls erforderlich. Vorher nicht vereinbarte beziehungsweise angezeigte Maßnahmen werden nicht gefördert. Abweichungen von den Antrags- und Vertragsgrundlagen können zum Verlust der Förderung in Teilen oder insgesamt führen.
	(5) Die Begleitung der Umsetzung einer umfassenden Maßnahme mit Herstellungskosten von über 100.000,00 Euro brutto durch eine/einen Bauvorlageberechtigte/Bauvorlageberechtigten ist zwingend erforderlich.
	(6) Kleinteilige Maßnahmen (Herstellungskosten unter 100.000,00 Euro brutto) bedürfen nicht zwingend einer Begleitung durch eine/einen Bauvorlageberechtigte/Bauvorlageberechtigten.
	(7) Die Maßnahmen müssen nachhaltig bauliche, städtebauliche und gestalterische Missstände sowie Mängel beseitigen. Die Restnutzungsdauer nach Abschluss der Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen muss mindestens 30 Jahre betragen. Das Gebäude ist laufend instand zu halten.
	(8) Den Grundsätzen des fachgerechten Bauens und den Regeln der Bautechnik ist Rechnung zu tragen. Die bauordnungsrechtliche Zulässigkeit der Maßnahmen muss gegeben sein. Die geförderten Maßnahmen müssen grundsätzlich wirtschaftlich und technisch sinnvoll umsetzbar sein. Die Kosten der Modernisierung und Instandsetzung dürfen die Kosten eines vergleichbaren Neubaus nicht überschreiten.
	(9) Die technischen Standards des Programms „Bundesförderung für effiziente Gebäude“ sind auch für den Einsatz der Städtebaufördermittel maßgeblich (technische Mindestanforderungen).
	(10) Der Einsatz der Städtebaufördermittel erfolgt nachrangig. Es ist zu prüfen, welche anderen Fördermittel eingesetzt werden können (zum Beispiel Fördermittel des Programms „Bundesförderung für effiziente Gebäude“ (BEG), Mittel des städtischen Programms zur energetischen Altbausanierung und/oder der Wohnungsbauförderung des Landes Niedersachsen). Die Prüfung ist nachzuweisen durch Negativbescheid beziehungsweise Begründung, warum eine Antragstellung nicht möglich ist.
	(11) Maßnahmen können in mehreren Abschnitten und über einen Zeitraum von maximal drei Jahren durchgeführt werden, wenn es aus technischen, wirtschaftlichen oder sozialen Gründen zweckmäßig ist. Diese Teilmaßnahmen müssen Bestandteil eines Gesamtmodernisierungskonzeptes sein. Es muss sich weiterhin um in sich abgeschlossene bauliche Leistungen handeln. Die jeweilige Regelung wird in die Modernisierungsvereinbarung aufgenommen.
	(12) Mehrere Vereinbarungen für eine Liegenschaft können nicht abgeschlossen werden.
	(13) Mit der Durchführung der Sanierungsmaßnahmen dürfen nur Fachhandwerksbetriebe beauftragt werden.
	(14) Eigenleistungen werden gefördert, wenn die fachgerechte Durchführung der Maßnahme durch die/den Bauvorlageberechtigte/Bauvorlageberechtigten bestätigt wird. Berechtigt zur Erbringung von Eigenleistungen sind die/der Antragstellende sowie vertraglich festgelegte benannte Personen, bei juristischen Personen die Organmitglieder beziehungsweise Gesellschafter. Der Kostenanteil der Eigenleistungen darf 30 Prozent der Kosten der gesamten Baumaßnahme nicht überschreiten. Der Aufwand darf mit höchstens 12 Euro pro Stunde bewertet werden. Es ist ein Bautagebuch zu führen und durch die/den begleitende/begleitenden Bauvorlageberechtigte/Bauvorlageberechtigten zu bestätigen. Bei Eigenleistungen werden weiterhin die Materialkosten berücksichtigt, welche detailliert nachgewiesen werden müssen. Im Vorfeld ist ein Leistungsverzeichnis mit dem notwendigen Stundenaufwand zu erstellen und einzureichen und ist Bestandteil des abgeschlossenen Vertrages.
	(15) Die Förderung setzt voraus, dass sich die/der Antragstellende mit der Verarbeitung der im Rahmen des Förderprogramms erhobenen Daten einverstanden erklärt. Die Daten können zu statistischen Zwecken anonymisiert genutzt werden. 
	(16) Die Stadt Oldenburg behält sich vor, jederzeit eine Besichtigung der Ausführung der geförderten Maßnahmen durchzuführen.
	(17) Für die Vergabe von Aufträgen im Zuge der Umsetzung gilt, dass grundsätzlich mindestens drei Unternehmen zur Angebotsabgabe aufzufordern sind. Die Angebote müssen vergleichbar sein. Bei umfassenden Maßnahmen kann es zu einer europaweiten Ausschreibung kommen. Das wirtschaftlichste Angebot ist anzunehmen. Im Zuge der Schlussabrechnung ist dies entsprechend zu dokumentieren.
	(18) Die Regelungen der Allgemeinen Nebenbestimmungen zur Projektförderung (Anlage 4) werden Bestandteil der Modernisierungsvereinbarung und sind durch die Förderempfänger zu berücksichtigen.
	(19) Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht nicht. 
	(20) Die Antragstellenden verpflichten sich, bauliche Maßnahmen und Veränderungen hinsichtlich der Nutzung während des Sanierungszeitraums der Gesamtmaßnahme im Einvernehmen mit der Stadt Oldenburg durchzuführen (nach Abschluss der Maßnahme); die Regelung wird in der Modernisierungsvereinbarung konkretisiert.
	(21) Der Fördergegenstand beziehungsweise das Grundstück darf nicht als Spielhalle, Wettbüro, Sexshop, Bordell, für Wohnungsprostitution und ähnliche Nutzungen, die den Zielen der Sanierung im Gebiet „Untere Nadorster Straße“ entgegenwirken, verwendet werden.
	(1) Die Zuwendung wird im Wege der Anteilsfinanzierung als Projektförderung in Form einer nicht rückzahlbaren Kostenerstattung gewährt. Die Förderung von Maßnahmen erfolgt in der Regel durch eine einzelfallbezogene Pauschale.
	(2) Die Höhe der Kostenerstattung beträgt maximal 30 Prozent der anerkennungsfähigen Kosten beziehungsweise maximal (brutto) 34.000 Euro pro Gebäude (für das Jahr 2023, für Folgejahre zuzüglich einer jährlichen Steigerung um die Teuerungsrate des Baupreisindex, veröffentlicht durch das Statistische Landesamt).
	(3) Bei Gebäuden, die ein Baudenkmal im Sinne der Bestimmungen des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes sind, beträgt die Pauschale 40 Prozent der förderfähigen Kosten, höchstens jedoch 50.000 Euro, zuzüglich Baupreisindexsteigerung gemäß der jährlichen Festsetzung durch die Bewilligungs- und Prüfstelle des Landes Niedersachsen (NBank).
	(4) Bei Maßnahmen mit förderfähigen Kosten von über 100.000 Euro beziehungsweise bei einem Baudenkmal im Sinne der Bestimmungen des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes über 125.000 Euro kann der aus einer Gesamtertragsberechnung ermittelte Kostenerstattungsbetrag gewährt werden. Liegt dieser unter dem nach Ziffer 2 oder 3 zu gewährenden pauschalen Betrag, so ist anstelle des ermittelten Kostenerstattungsbetrags die nach Ziffer 2 oder 3 festgelegte Pauschale zu gewähren.
	(5) Die Begleitung der Umsetzung der Maßnahme durch eine/einen Bauvorlageberechtigte/Bauvorlageberechtigten wird im Rahmen der unter Absatz 2 genannten maximalen Kostenerstattung gefördert bis zum maximalen Mindestsatz gemäß HOAI. Umbauzuschläge werden bis zu maximal 20 Prozent anerkannt, Nebenkosten bis zu maximal 5 Prozent.
	(6) Die Kosten für die Erarbeitung eines Modernisierungsgutachtens nach § 3 Absatz 4 dieser Förderrichtlinie können gefördert werden. Im Fall der Umsetzung einer Modernisierungsmaßnahme im Zeitraum von drei Jahren nach Erstellung des Modernisierungsgutachtens erfolgt eine Erstattung der Kosten für das Gutachten bis zu 100 Prozent der sich gemäß Mindestsatz HOAI ergebenden Kosten. In allen übrigen Fällen werden 50 Prozent der Kosten für das Gutachten erstattet. 50 Prozent der Kosten können sofort ausgezahlt werden. Im Falle einer mehr als 50-prozentigen Kostenübernahme wird der restliche Betrag nach Abschluss der Gesamtmaßnahme erstattet.
	(7) Für Antragsteller, die vorsteuerabzugsberechtigt sind, gehört die Umsatzsteuer nicht zu den anerkennungsfähigen Kosten.
	(1) Eine Kumulation mit anderen Förderprogrammen (zum Beispiel Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW)/Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA), Förderprogramm energetische Altbausanierung der Stadt Oldenburg) ist zulässig, soweit es diese Förderprogramme ermöglichen.
	(2) Eine Kumulation mit den Wohnraumfördermitteln des Landes Niedersachsen ist gemäß Städtebauförderungsrichtlinie des Landes Niedersachsen in der Neufassung vom Dezember 2022 grundsätzlich nicht möglich. 
	(3) Die Zuschüsse anderer Förderprogramme werden vor Ermittlung des Kostenerstattungsbetrages von den anerkennungsfähigen Kosten abgezogen.
	(1) Die Kostenerstattung muss schriftlich unter Verwendung des anliegenden Formblattes (Anlage 3) mit allen darin geforderten Unterlagen bei der Stadt Oldenburg beantragt werden.
	(2) Über die Förderung entscheidet die Verwaltung der Stadt Oldenburg nach Maßgabe dieser Richtlinie, solange und soweit Haushaltsmittel für das Programm bereitstehen.
	(3) Der Vertrag zur Erstattung der Kosten für ein Modernisierungsgutachten gemäß § 3 Absatz 4 ist vor Beginn der Arbeiten zur Erstellung des Gutachtens mit der Stadt Oldenburg, Sanierungsstelle, Industriestraße 1 a, 26105 Oldenburg, zu schließen.
	(4) Nach Vorlage und Prüfung des Modernisierungsgutachtens ist vor Beginn der Arbeiten der Modernisierung ein Vertrag zur Übernahme der anteiligen Kosten der Modernisierung mit der Stadt Oldenburg, Sanierungsstelle, Industriestraße 1 a, 26105 Oldenburg, zu schließen.
	(1) Die Auszahlung des Kostenerstattungsbetrages erfolgt nach Abschluss der Maßnahme unbar auf ein Konto der/des Antragstellenden.
	(2) Die Frist zum Abschluss der Maßnahme und zur Vorlage der Unterlagen wird in der Modernisierungsvereinbarung geregelt.
	(3) Der Abschluss der Maßnahmen ist durch die Antragstellenden vollständig textlich und fotografisch in digitaler Form zu dokumentieren. Die Abrechnung und abschließende Feststellung der Förderhöhe setzt voraus, dass die Antragstellenden ihr Einverständnis mit der Veröffentlichung der eingereichten Unterlagen durch die Stadt Oldenburg und den Sanierungsbeauftragten im Zuge der Berichtspflicht gegenüber Bundes- und Landesbehörden sowie im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit und Dokumentation des Sanierungsverfahrens erklären. Die Stadt Oldenburg behält sich eine Inaugenscheinnahme nach Abschluss vor. 
	(4) Die Antragstellenden weisen der Stadt Oldenburg sämtliche Ausgaben durch Vorlage von Rechnungen nach. 
	(5) Die Rechnungen sind von der/dem Bauvorlageberechtigten fachlich zu prüfen und frei zu zeichnen und in Analogie zum Modernisierungsgutachten zusammenzustellen. Mögliche Nachlässe sind dabei zu berücksichtigen.
	(6) Die Rechnungen müssen auf die/den Antragstellenden ausgestellt sein.
	(7) Zahlungsnachweise beziehungsweise Kontoauszüge sind vorzulegen.
	(8) Bewilligungsbescheide oder Negativbescheide anderer Fördermittel sind vorzulegen.
	(9) Weiterhin ist zu bestätigen, dass die Maßnahme gemäß Modernisierungsgutachten umgesetzt wurde und alle Rechnungen sich auf das betreffende Vorhaben beziehen. 
	(10) Sofern Eigenleistungen erbracht werden, ist das von der/dem Bauvorlageberechtigten abgezeichnete Bautagebuch nach Gewerken inklusive Stundennachweis einzureichen.
	(11) Die Abrechnung und abschließende Feststellung der Förderungshöhe erfolgt durch die Stadt Oldenburg auf Grundlage der tatsächlich entstandenen Kosten und unter Berücksichtigung anderer Fördermittel.
	(1) Werden nachträglich Tatsachen bekannt, aus denen sich ergibt, dass die Kostenerstattung aufgrund falscher oder unvollständiger Angaben gewährt wurde, ist die gewährte Kostenerstattung zurückzuzahlen. 
	(2) Die Kostenerstattung ist zurückzuzahlen, wenn die Fördervoraussetzungen nicht erfüllt werden. Dies gilt insbesondere, wenn das Förderobjekt innerhalb von zehn Jahren nach Auszahlung der Fördermittel anderen als den geförderten Zwecken zugeführt wird oder innerhalb von 30 Jahren nach Auszahlung der Fördermittel abgerissen wird; der zurückzuzahlende Betrag beläuft sich für das Kalenderjahr der Nutzungsänderung beziehungsweise des Abrisses und die Folgejahre auf jeweils 1/10 beziehungsweise 1/30 der Fördersumme.
	(1) Ein Abweichen von diesen Regelungen ist in Absprache mit der Stadt Oldenburg und im Rahmen der Regelungen der R-StBauF möglich, wenn sich die Ziele der Sanierung auf dieser Grundlage nicht erreichen lassen. Eine entsprechende vertragliche Vereinbarung ist erforderlich. 
	(1) Diese Richtlinie tritt am Tag nach dem Beschluss des Rates der Stadt Oldenburg in Kraft und ersetzt die bisher gültige Richtlinie vom 22. Januar 2018.
	Anlagen:
	1. Lageplan mit Geltungsbereich des Sanierungsgebietes „Untere Nadorster Straße“
	2. Anforderungen an die Inhalte des Modernisierungsgutachtens
	3. Antragsmuster auf Förderung für Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen
	Zur Unterstützung aller Maßnahmen im Sanierungsgebiet sind eine Vielzahl von Förderprogrammen und Sonderregelungen heranzuziehen. Eine ausführliche Information und Einzelberatung ist hierzu unerlässlich. 
	Sollten Sie Fragen zur Sanierung haben, wenden Sie sich gerne an die 
	Sanierungsstelle im Fachdienst Städtebau und Stadterneuerung der Stadt OldenburgIndustriestraße 1 a26105 Oldenburg.
	Hier steht Ihnen als Gesprächspartnerin Jana Bruns zur Verfügung.
	Sie erreichen Frau Bruns unter der Telefonnummer 0441 235-2942 oder per EMail: jana.bruns@stadt-oldenburg.de.
	Energieberatung für Gebäudesanierung und Nutzung (energetische Förderprogramme)Fachdienst Klimaschutz Industriestraße 1 a26105 Oldenburg. 
	Hier steht Ihnen als Gesprächspartner Reiner Dunker zur Verfügung. 
	Sie erreichen Herrn Dunker unter der Telefonnummer 0441 235-32 44 oder per EMail: reiner.dunker@stadt-oldenburg.de.
	/
	Der Antrag auf Städtebauförderung einer Modernisierungsmaßnahme ist
	 an die Stadt Oldenburg in 3-facher Ausfertigung (Papier) sowie 
	 digital abzugeben.
	Grundlage für die Ermittlung der Kostenerstattung im Rahmen der Städtebauförderung ist ein Modernisierungsgutachten einer/eines Bauvorlageberechtigten. 
	 Anschrift des Objektes,
	 Eigentümerin/Eigentümer/Bauherrschaft,
	 Architektin/Architekt/Bauvorlagenbrechtigte/Bauvorlagenbrechtigter
	 Lageplan Maßstab: 1 zu 1.000/Maßstab: 1 zu 500, gegebenenfalls mit Außenanlagen,
	 Baujahr des Gebäudes,
	 Informationen zu gegebenenfalls bereits erfolgten baulichen Maßnahmen (Modernisierung, Sanierung, Instandhaltung, Renovierung, Reparaturen),
	 gegebenenfalls Berechnung der Wohn- und Nutzflächen vor und nach Modernisierung,
	 gegebenenfalls aktuelle Mieterträge (vor Modernisierung) und angestrebte Mieten nach Modernisierung.
	Bestandsuntersuchung und Mängelliste 
	 Detaillierte Beschreibung des baulichen Zustandes einschließlich energetischer Kennwerte für Gebäudehülle und Anlagentechnik nach Gebäudeenergiegesetz (GEG),
	 Mängelliste: funktional, gestalterisch, Außenanlagen (nach Bauteilen),
	 aktuelle Bestandspläne,
	 Fotodokumentation (Ansichten, Mängel, gestalterische Details),
	 Angabe der Nutzungen vor und nach Modernisierung (inklusive Zuordnung der Flächen),
	 zusammenfassende Bewertung des Bestandes und Schlussfolgerungen für Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen,
	 Energiebedarfsausweis oder Energieverbrauchsausweis nach GEG.
	 entsprechend der Mängelliste,
	 nach Bauteilen (DIN 276), nicht nach Gewerken,
	o gegebenenfalls Belege, zum Beispiel Darstellung der Planung: Grundrisse, Schnitte, Fassaden Angaben zu Materialien Darstellung der geplanten Gestaltung der Außenanlagen 
	 Begründung und Darstellung von Bauabschnitten (Maßnahmen und Kosten) bei abschnittsweiser Durchführung,
	 Berücksichtigung energetischer Aspekte (es gelten die technischen Mindestanforderungen des Programms Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG)).
	 Kostenberechnung nach DIN 276, zweite Gliederungsebene,
	 Darstellung und Berechnung der Eigenleistung,
	 bei Leistungen mit eigenem Unternehmen: Angebote sind einzuholen, das wirtschaftlichste Angebot wird zugrunde gelegt.
	 Im Zusammenhang mit der Antragstellung ist durch die/den Antragstellende zu prüfen, ob Anspruch auf Wohnraumfördermittel besteht (Ansprechpartner: Wohnraumförderstelle der Stadt Oldenburg).
	 Im Zusammenhang mit dem Gutachten ist darzustellen, welche sonstigen Fördermittel im Hinblick auf eine Inanspruchnahme geprüft wurden  insbesondere BEG-Mittel sowie gegebenenfalls Förderprogramm energetische Altbausanierung der Stadt Oldenburg.
	 Vorlage der jeweiligen Bewilligungsbescheide/Ablehnungsbescheide.
	 Restnutzungsdauer nach Modernisierung und Instandsetzung,
	 gegebenenfalls Antrag auf Inanspruchnahme steuerlicher Absetzungen nach §§ 7 Buchstabe h und 10 Buchstabe f des Einkommenssteuergesetzes (EStG),
	 Auskunft zur Vorsteuerabzugsberechtigung bezogen auf das Objekt,
	Abrechnung - entsprechend der Maßnahmenliste und Kostenschätzung des Modernisierungsgutachtens:
	 Nachweis der/des Antragstellerin/Antragstellers, dass die Rechnungen bezahlt wurden (zum Beispiel Kontoauszüge im Pdf-Format).
	 Nachweis, dass im Zuge der Umsetzung jeweils drei Angebote eingeholt wurden.
	 Bestätigung des Bauvorlageberechtigten, dass die Maßnahme entsprechend Gutachten ausgeführt wurde, dass sich alle Rechnungen auf das Vorhaben beziehen, alle Arbeiten sach- und fachgerecht ausgeführt wurden und dass das Vergaberecht/die ANBest-P (Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung) eingehalten wurde.
	 Bautagebuch mit entsprechender Bestätigung des Bauvorlageberechtigten.
	 Nachweise/Bestätigung der Antragstellenden bezüglich anderer Fördermittel.
	Antragstellende: Name, Anschrift
	Stadt OldenburgFachdienst Städtebau und Stadterneuerung26105 Oldenburg
	Städtebauförderungsprogramm „Lebendige Zentren - Erhalt und Entwicklung der Stadt- und Ortsteilkerne“ in 
	„Oldenburg - Untere Nadorster Straße“:
	Sehr geehrte Damen und Herren,
	hiermit beantrage/beantragen ich/wir Zuwendungen aus dem Städtebauförderungsprogramm „Soziale Stadt“ für folgende Maßnahme (bitte Auswahl treffen): 
	 Gebäude  
	Name:  
	Telefon:  
	E-Mail:  
	Anschrift:  
	Für das Objekt (Straße, Hausnummer):  
	Sind neben den hier beantragten Städtebauförderungsmitteln weitere Fördermittel beantragt?
	Ich/wir versichere/versichern hiermit die Vollständigkeit und die Richtigkeit der vorstehenden Angaben.
	Mir/uns ist bekannt, dass die Stadt Oldenburg zu statistischen Zwecken und Dokumentationszwecken anonymisiert über dieses Modernisierungsvorhaben berichtet.
	Die „Richtlinie der Stadt Oldenburg über die Erstattung von Kosten für die Modernisierung und Instandsetzung von Gebäuden im Sanierungsgebiet Untere Nadorster Straße“ habe ich zur Kenntnis genommen.
	Datum:  
	 Unterschrift
	/
	//
	/
	Ohne vollständige Angaben ist eine zügige Bearbeitung des Antrages nicht gewährleistet. Ein Baubeginn vor Abschluss einer Fördervereinbarung führt zum Förderausschluss. Grundsätzlich können Maßnahmen, die vor der allseitigen Unterzeichnung einer Fördervereinbarung mit der Stadt Oldenburg (Modernisierungsvertrag) begonnen wurden, nicht mehr gefördert werden. Als Baubeginn zählt bereits der Abschluss eines Bauauftrages. 
	Die städtische Förderrichtlinie kann unter www.oldenburg.de/uns eingesehen werden.
	Neben den Städtebauförderungsmitteln können für bauliche Maßnahmen (Herstellungskosten) an Gebäuden in förmlich festgelegten Sanierungsgebieten und städtebaulichen Entwicklungsbereichen steuerliche Vergünstigungen nach den §§ 7 Buchstabe h und 10 f des Einkommenssteuergesetzes beantragt werden. Diese Angabe ist als allgemeiner Hinweis zu verstehen. Wir empfehlen Ihnen ausdrücklich, eine Steuerberaterin/einen Steuerberater zu konsultieren.
	Die Erhebung der in diesem Antrag enthaltenen personenbezogenen Daten ist zur Vorbereitung und Durchführung der Baumaßnahme erforderlich. Die/der Antragstellerin/Antragsteller willigt hierin ein. Ihr/ihm ist bekannt, dass diese personenbezogenen Daten in Verfahrensakten beziehungsweise EDV-Systemen gespeichert, verändert oder gelöscht werden können. Er ist damit einverstanden, dass diese Angaben an die im Rahmen der Modernisierung und Instandsetzung zu beteiligenden Stellen (Stadt Oldenburg, Sanierungsbeauftragter, NBank, Bundes- und Landesbehörden) unmittelbar weitergeleitet werden, soweit dies erforderlich ist. Eine Übertragung der Daten gemäß Artikel 49 Absatz 1 Buchstabe a Datenschutzgrundverordnung an Drittstaaten, die kein den Anforderungen der Europäischen Union an den Datenschutz genügendes Schutzniveau bieten, findet nicht statt.
	Ferner erklärt die/der Antragstellende mit untenstehender Unterschrift ihr/sein Einverständnis zur Veröffentlichung von Bildern und Datenmaterial durch die Stadt Oldenburg und den Sanierungsbeauftragten im Zuge der Berichtspflicht gegenüber Bundes- und Landesbehörden sowie im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit und Dokumentation des Sanierungsverfahrens.
	Die Einwilligung kann jederzeit ohne Angabe von Gründen mit Wirkung für die Zukunft abgeändert oder gänzlich widerrufen werden. Durch den Widerruf der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt.
	Datum:  
	 Unterschrift



